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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Einen Gesamtkredit von CHF 159,6 Mio. hatte der Bundesrat mit seiner Botschaft vom
25. Mai 2016 für den Werterhalt von Polycom beantragt. Der Name Polycom bezeichnet
das Sicherheitsfunksystem der Behörden und Organisationen für Rettung und
Sicherheit der Schweiz. Das System ist kein reines Notfunksystem, sondern steht täglich
im Einsatz und ermöglicht den Funkkontakt insbesondere zwischen Grenzwacht,
Polizei, Feuerwehr, Sanität, Zivilschutz, Nationalstrassenunterhalt, Betreibern von
kritischer Infrastruktur sowie Verbänden der Armee, wenn diese zur Unterstützung der
zivilen Behörden eingesetzt werden. Zwischen 2001 und 2015 wurde das System von
allen Kantonen eingeführt. Seit der Inbetriebnahme des letzten kantonalen Teilnetzes
decken rund 750 Antennen die gesamte Schweiz ab und bedienen über 55'000 Nutzer.
Polycom ist abhörsicher und funktioniert unabhängig von der öffentlichen
Stromversorgung und dem Mobilfunknetz, was es für Grossanlässe oder
Katastrophenfälle sehr wertvoll macht. Damit Polycom bis 2030 – bis zu diesem
Zeitpunkt garantiert die Herstellerfirma Airbus die Unterstützung des Systems – weiter
genutzt werden kann, muss es technisch überholt werden. Die nötigen Investitionen
sollen in zwei Etappen erfolgen. In der ersten Etappe soll unter anderem ein Gateway
erstellt werden, das für eine Übergangszeit alte und neue Infrastruktur verbindet. Dafür
soll das Parlament zusammen mit der Genehmigung des Gesamtkredits die erste
Tranche von CHF 72,4 Mio. freigeben. Die zweite Etappe mit Kosten in der Höhe von
CHF 87,2 Mio. wird der Bundesrat auslösen, sobald die Entwicklung der technischen
Komponenten abgeschlossen ist. Den Löwenanteil an dieser zweiten Tranche macht der
Ersatz der alten Infrastruktur aus. Neben dem Kredit beinhaltet die Vorlage auch die
solidere rechtliche Abstützung der Systemerneuerung sowie der Kostenaufteilung
zwischen Bund und Kantonen. Dazu soll vorerst die Alarmierungsverordnung angepasst
und später dann das Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz
revidiert werden. In Ermangelung einer Alternative wurde der Bundesbeschluss in der
zweiten Jahreshälfte 2016 in beiden Räten einstimmig angenommen. Voten
verschiedener politischer Couleur hatten in den Diskussionen auf die Unverzichtbarkeit
des Systems und die damit zusammenhängende Alternativlosigkeit hingewiesen und
betont, man müsse bei der einstigen Ablösung von Polycom frühzeitig mit der
Projektplanung beginnen, damit man das nächste Mal nicht wieder in die Abhängigkeit
eines Monopolanbieters gerate. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2016
KARIN FRICK

Landesverteidigung

Militärorganisation

La nouvelle Formation d’intervention pour l’aide en cas de catastrophe, crée
également dans le cadre de la réforme « Armée XXI », est entrée en fonction à la mi-
juillet. Elle remplace le régiment d’aide en cas de catastrophe et plusieurs régiments de
sauvetage d’ « Armée 95 ». 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.07.2004
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen
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Direkte Steuern

Eine Steuerbefreiung von Entschädigungen, die an Miliztätige im präklinischen
Rettungswesen gezahlt werden, verlangte Sidney Kamerzin (mitte, VS) im März 2023 in
einer Motion. So würden Rettungsdienste bei Rettungsaktionen häufig speziell
ausgebildete und spezialisierte Miliztätige, beispielsweise Bergführerinnen und -führer
oder Taucherinnen und Taucher, beiziehen. Diese seien nach einem festgelegten
Pikett-Turnus rund um die Uhr verfügbar und würden nur bei einem Einsatz entschädigt
– und müssten diese Entschädigung bisher versteuern. Nun solle das StHG so geändert
werden, dass diese Entschädigungen, wie diejenigen für die Feuerwehr, steuerbefreit
würden. Der Bundesrat stellte die Forderung in Zusammenhang mit früheren
Vorstössen für eine Steuerbefreiung von Freiwilligenarbeit (z.B. Mo. 19.3806), lehnte
Steuerabzüge zur Förderung ausserfiskalischer Ziele, in diesem Fall eben zur Förderung
der Freiwilligenarbeit, aber ab. Diese seien ineffizient und führten zu grossem
administrativem Aufwand sowie zu einer Ungleichbehandlung der verschiedenen
Freiwilligentätigkeiten. Mit 95 zu 92 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der
Nationalrat in der Herbstsession 2023 für Annahme der Motion aus, wobei sich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion zusammen mit Mehrheiten der FDP- und der
Mitte-Fraktion durchsetzten. 3

MOTION
DATUM: 19.09.2023
ANJA HEIDELBERGER

Der Motion von Sidney Kamerzin (mitte, VS), welche eine Steuerbefreiung von
Entschädigungen, die an Miliztätige im präklinischen Rettungswesen gezahlt werden,
forderte, widmete sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2024. Obschon eine
Steuerbefreiung für Einsatzkräfte wie Samariterinnen und Höhlenforscher auf den
ersten Blick sehr sympathisch wirken möge, führe sie in der Praxis zu Schwierigkeiten,
so Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW). Die Motion würde eine
Ungleichbehandlung gegenüber anderen ehrenamtlichen Tätigkeiten schaffen, wenn
bestimmte Gruppen von der Besteuerung ausgenommen würden, und zusätzlich
erheblichen bürokratischen Aufwand verursachen. Anders als der Nationalrat, der sich
für eine Annahme der Motion ausgesprochen hatte, lehnte der Ständerat die Motion
diskussionslos ab. Damit folgte er dem Antrag seiner Kommission, die zuvor mit 10 zu 0
(bei 1 Enthaltung) die Ablehnung der Motion empfohlen hatte. Die Motion war damit
erledigt. 4

MOTION
DATUM: 26.02.2024
MIRJAM RODER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im März 2015 nahm der Nationalrat die Motion Zanetti (sp, SO) bezüglich der Einsätze
von Blaulichtorganisationen stillschweigend an. 5

MOTION
DATUM: 12.03.2015
NIKLAUS BIERI

Nachdem die Motion Chopard-Acklin (sp, AG) zur Optimierung der
Strassenverkehrsgesetzgebung bezüglich der Einsätze von Blaulichtorganisationen vom
Nationalrat im Dezember 2014 angenommen worden war, lehnte der Ständerat das
Anliegen im Dezember 2015 ab. Zwischenzeitlich war ein ähnlicher, wenn auch nicht
identischer Vorstoss von Ständerat Zanetti (sp, SO) angenommen worden, so dass sich
das Anliegen aus Sicht des Ständerates erledigt hatte. 6

MOTION
DATUM: 03.12.2015
NIKLAUS BIERI

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat Christian Lüscher (fdp, GE),
dass die Umstände bei dringlichen Fahrten von Blaulichtorganisationen besser
gewürdigt würden – dies im Fall, dass Fahrerinnen und Fahrer von Polizei-, Feuerwehr-
, Ambulanz- oder Zollfahrzeugen für Widerhandlungen gegen das
Strassenverkehrsgesetz bei Einsatzfahrten gebüsst würden. Der Initiant betonte, das
Ziel sei nicht die Straffreiheit, es gebe aber ein öffentliches Interesse daran, dass
Ordnungskräfte oder Rettungspersonal so schnell wie möglich eingreifen können. Ein
Urteil solle deshalb nicht auf Grundlage der Umstände gefällt werden, die der Justiz
bekannt seien, sondern auf der Grundlage jener Umstände, die den Fahrerinnen und
Fahrern im Moment des Einsatzes bekannt seien. Bei der KVF-NR stiess das Anliegen
auf Wohlwollen: Mit 16 zu 8 Stimmen gab die Kommission der Initiative Folge. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.01.2020
NIKLAUS BIERI
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Die KVF-SR stimmte im Februar 2021 einer parlamentarischen Initiative Lüscher (fdp,
GE) zur besseren Würdigung der Umstände bei dringlichen Fahrten von
Blaulichtorganisationen zu. Das Ziel der Initiative bestehe darin, dass die
Ordnungskräfte bei Straftaten und Unfällen so rasch wie möglich eingreifen können. In
der Folge sollen die zuständigen Behörden und Gerichte das Verhalten der
Ordnungskräfte auf der Grundlage der beim Einsatz herrschenden Umstände beurteilen
und nicht aufgrund der Umstände, «die die Strafverfolgungsbehörden und das Gericht
im Nachhinein zur Verfügung haben». 
Die Kommission bat ihre Schwesterkommission, die Arbeiten zur Umsetzung dieser
Initiative in die Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes zu integrieren und nicht
parallel zu legiferieren. Der Bundesrat werde die Botschaft zu diesem Geschäft noch
2021 ins Parlament bringen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im September 2019 reichte Olivier Feller (fdp, VD) eine Motion ein, mit welcher er eine
Anpassung der Strassenverkehrsordnung forderte, damit Blaulichtorganisationen im
Einsatzfall das vereinzelt eingeführte nächtliche Tempolimit von 30 km/h
überschreiten dürfen. Feller legte dar, dass diese Temporeduktion ein grosses Problem
für Polizei, Feuerwehr und Sanität darstelle. Dadurch liefen die Einsatzkräfte Gefahr,
bei einer Übertretung des Limits angeklagt und «mit einer Freiheitsstrafe von einem bis
zu vier Jahren und einem Entzug des Führerausweises für mindestens zwei Jahre
bestraft» zu werden. Ausserdem könne die Einhaltung des Tempolimits Leben
gefährden, wenn es dadurch zu einer Verlängerung des Einsatzes komme.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er anerkenne, dass es in manchen
Situationen zu einem Dilemma kommen könne. Er erachte die starke Ausdehnung der
Strafbefreiung ohne Prüfung jedoch nicht als das richtige Mittel. Vielmehr möchte er
das Anliegen im Rahmen des von ihm unterstützten Postulats Aebischer (sp, BE;
Po.19.4113) prüfen.
Die Motion wurde in der Herbstsession 2021 vom Nationalrat behandelt. Zu diesem
Zeitpunkt war das angesprochene Postulat Aebischer bereits angenommen und erfüllt
worden. Olivier Feller gab im Plenum zu bedenken, dass der Bericht in Erfüllung des
Postulats zwar interessant sei, aber keinen Zeitplan für konkrete Massnahmen zu
Gunsten der Blaulichtorganisationen enthalte. Verkehrsministerin Sommaruga plädierte
noch immer für Ablehnung der Motion und begründete diese Haltung damit, dass der
Bundesrat plane, das Problem im Rahmen der anstehenden Revision des
Strassenverkehrsgesetzes anzugehen. Darin würden verschiedene Massnahmen
vorgeschlagen, die beispielsweise die Mindeststrafe bei Raserdelikten abschaffen und
den Rasertatbestand selber weniger strikt definieren würden. Dadurch erhielten die
Vollzugsbehörden mehr Ermessensspielraum. Der Nationalrat schenkte den
Argumenten der Bundesrätin jedoch mehrheitlich kein Gehör und nahm die Motion mit
172 zu 20 Stimmen deutlich an. Die Gegenstimmen stammten ausschliesslich von
Mitgliedern der Grünen-Fraktion. 9

MOTION
DATUM: 23.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Einige Minuten nachdem er die Revision des Strassenverkehrsgesetzes diskutiert hatte,
befasste sich der Ständerat in der Sommersession 2022 mit einer Motion von Olivier
Feller (fdp, VD) zu den Regeln für Blaulichtorganisationen im Einsatzfall. Dabei forderte
die Mehrheit der KVF-SR die Annahme der Motion. Kommissionssprecher Stefan Engler
(mitte, GR) argumentierte, dass die Forderung der Motion – die Garantie, dass
Blaulichtorganisationen im Einsatz auch bei einem Tempolimit von 30km/h optimal
arbeiten können – mit der Änderung des Strassenverkehrsgesetzes zwar grösstenteils
umgesetzt wurde; dennoch müsse die Forderung aufrecht erhalten werden, da die
Revision noch nicht abgeschlossen sei. Die Kommissionsminderheit um Olivier Français
(fdp, VD) hingegen war der Ansicht, dass das Anliegen der Motion mit der soeben
beschlossenen Revision des Strassenverkehrsgesetzes erfüllt sei. Diese Haltung vertrat
auch Verkehrsministerin Sommaruga. In der anschliessenden Abstimmung liess sich die
Mehrheit des Rates von der Kommissionsminderheit überzeugen und lehnte die Motion
mit 19 zu 24 Stimmen bei 1 Enthaltung ab. Während die Grünen und die SP geschlossen
gegen und die SVP geschlossen für die Motion stimmten, zeigten sich die Mitglieder der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktionen gespalten. 10

MOTION
DATUM: 31.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Urner Nationalrat Simon Stadler (mitte, UR) forderte im September 2022 einen
Bericht, in welchem der Bundesrat Verbesserungsvorschläge für das
Verkehrsmanagement im alpenquerenden Verkehr präsentieren soll. Stadler forderte
insbesondere verbesserte und neue Massnahmen im Verkehrsmanagement auf den
alpenquerenden Routen, beispielsweise die Prüfung von Sperrungen und Dosierungen
von Autobahnanschlüssen. Auch solle die Zusammenarbeit mit SBB und BLS verstärkt
werden, um mehr alpenquerende Reisende zum Umsteigen auf den Zug zu bewegen.
Hintergrund von Stadlers Postulat war der Ausweichverkehr entlang der Gotthard- und
San-Bernardino-Achse. Diesen hatte im Sommer 2022 auch das ASTRA in einer
Medienmitteilung angesprochen: Das Bundesamt forderte damals dazu auf, dass
Reisende auch bei Stau auf der Autobahn verbleiben und nicht auf Nebenstrassen
ausweichen, da ansonsten der lokale öffentliche Verkehr, der Langsamverkehr und auch
Sanitäts- und Rettungsdienste behindert würden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, das vom Nationalrat in der Wintersession 2022 stillschweigend
überwiesen wurde. 11

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2023 schrieb der Nationalrat auf Antrag seiner KVF-NR eine parlamentarische
Initiative betreffend dringliche Fahrten von Blaulichtorganisationen diskussionslos ab.
Bestimmungen, wonach Führerinnen oder Führer eines Polizei-, Feuerwehr-, Sanitäts-
oder Zollfahrzeugs eine obligatorische Strafmilderung erhalten, wenn sie in dringlichen
oder taktisch notwendigen Situationen Verkehrsregeln missachten, seien gemäss der
Kommission im Zuge der Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes (BRG 21.080)
umgesetzt worden. Die Initiative war damit erledigt. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2023
MARCO ACKERMANN

Luftfahrt

Le Conseil national a transmis une motion de la commission de gestion demandant au
gouvernement de confier à la société Rega, et non plus à l'OFAC, l'exécution des
opérations de recherche d'aéronefs civils. Dans le souci de simplifier la chaîne de
secours et de supprimer les doubles emplois (maintien de deux flottes, existence de
deux services de piquet, etc.), la grande chambre a en effet estimé que la Rega, chargée
actuellement uniquement d'effectuer les opérations de sauvetage, devrait être dès le
début responsable de l'ensemble des opérations. Les députés ont en revanche rejeté
une motion du groupe écologiste (94.3209) et une motion Meier (pe, ZH) (95.3138)
demandant d'interdire, respectivement, les meetings aériens et les atterrissages et
décollages d'aéronefs entre 23 h 00 et 05 h 30. Ils ont fait de même par ailleurs avec
un postulat Gros (pl, GE) (93.3351 / 95.3284) invitant le gouvernement à lever
l'interdiction frappant les ultralégers motorisés (ULM). 13

MOTION
DATUM: 04.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au cours des cinquante dernières années, une soixantaine d’accidents d’hélicoptères a
été provoquée par une collision avec un câble. Pour réduire la part de risque, le
programme "Remove” a été lancé. Il prévoit de supprimer une partie des installations
câblées responsables des accidents. L’opération est menée par la REGA, l’Office fédéral
de l’aviation civile (OFAC), l’armée et les sociétés privées de transport en hélicoptère.
Entre 20 et 30 installations câblées pourraient être démontées chaque année. Les
câbles de transport de montagne ne sont pas soumis à une réglementation stricte.
Seule obligation, les propriétaires doivent déclarer des installations d’une hauteur
supérieure à 25 mètres en vue d’une autorisation. Les câbles plus proches du sol ne
sont en revanche pas soumis à ce règlement, même s’ils représentent une menace
sérieuse pour les hélicoptères en phase d’approche. L’OFAC a recensé environ 6'500
infrastructures disposées dans toute la Suisse; 5'000 sont des cordes, des câbles ou
des remontées mécaniques. Sur ce chiffre, il faut tenir compte de près de 2'000 câbles
à haute tension, sans compter que, chaque année, 700 nouveaux câbles sont tendus. Le
programme "Remove" repose sur l’argument clef que les propriétaires n’auront rien à
payer : le démontage sera effectué avec l’aide de l’armée. Les intéressés n’auront qu’à
s’annoncer auprès de leur commune. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.04.2001
PHILIPPE BERCLAZ
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Post und Telekommunikation

Zeitgemässe technische Vorschriften für die Arbeitsabläufe bei Notrufen fordert eine
Motion des ehemaligen SVP-Nationalrats von Rotz (svp, OW), welche von Sebastian
Frehner (svp, BS) übernommen worden war. Ziel des Vorstosses ist es, die Verordnung
über Fernmeldedienste (FDV) an neue technische Möglichkeiten anzupassen. Dabei
geht es um die Möglichkeit, Notrufe aus VoIP-Quellen (Internettelefonie) korrekt zu
leiten und eine GPS-Ortung von Mobilfunkgeräten zu ermöglichen. Die
Blaulichtorganisationen sollen damit auf möglichst umfassende Informationen zum
Standort der Notrufabgabe zugreifen können. Überdies soll bei Überlastung einer
Notrufzentrale die Weiterleitung des Notrufs an eine zweite, nahe gelegene
Notrufzentrale möglich sein. Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen und
begründete dies damit, dass im Bakom bereits entsprechende Vorarbeiten im Gange
seien und dass er bevorzuge, die technologieneutralen Formulierungen in der FDV so zu
belassen. Im Nationalrat wurde die Motion im März des Berichtjahres aber deutlich
gutgeheissen. Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit der Motion und
stimmte einer Änderung seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) zu:
Die Forderungen sollen unter Vorbehalt der technischen Entwicklung und unter
Berücksichtigung internationaler Standards umgesetzt werden. Mit dieser Ergänzung
zeigte sich Bundesrätin Leuthard (cvp) einverstanden. In der Folge stimmten beide
Kammern dem Geschäft zu. 15

MOTION
DATUM: 17.09.2013
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Naturgefahren

Plusieurs avalanches ou coulées de neige ont marqué les esprits durant l'hiver 2018-
2019. Le 10 janvier 2019, une avalanche de 300 mètres a enseveli plusieurs véhicules et
a pénétré dans le restaurant de l'Hôtel Säntis, dans la station de Schwägalp (AR). Trois
personnes ont été légèrement blessées. Le 15 janvier, les soldats de l'armée suisse
présents à Davos (GR) pour le WEF ont été surpris par une coulée de neige. Déclenchée
volontairement, elle est descendue plus bas que prévu. Les militaires ont pu se réfugier
à temps, il n'y a pas eu de blessé. Un mois plus tard, le 19 février 2019, une avalanche a
fini sa trajectoire sur le domaine skiable de Crans-Montana (VS). Les secours ont réussi
à extraire les personnes ensevelies, mais un jeune patrouilleur français a succombé par
la suite à ses blessures. 16

ANDERES
DATUM: 19.02.2019
DIANE PORCELLANA

Im Sommer 2021 kam es in verschiedenen Regionen der Schweiz über mehrere Tage zu
sehr starken Unwettern. Während viele Zeitungsartikel lediglich auf die Intensität, das
Ausmass und die Schäden fokussierten – die Unwetter umfassten unter anderem
starken Regen, Hagel, Überschwemmungen und Schlammlawinen –, berichteten einige
Zeitungen auch über die Konsequenzen für verschiedene Bereiche und Branchen in
der Schweiz. So beleuchteten gewisse Zeitungen etwa die langwierigen und
anstrengenden Einsätze der Feuerwehren und des Zivilschutzes, welche beispielsweise
Keller auspumpten und präventive Massnahmen installierten.
Andere Zeitungen publizierten Berichte über Landwirtinnen und Landwirte, deren
Ernten stark von den Unwettern und den darauf folgenden Überschwemmungen
getroffen wurden. Obwohl es die Möglichkeit gebe, die Ernten gegen Wetterrisiken wie
etwa Hagel, Frost oder Trockenheit zu versichern, hätten nur wenige Bauern davon
Gebrauch gemacht, berichtete etwa die Aargauer Zeitung. Grund dafür seien die hohen
Prämien. Daher forderten landwirtschaftsnahe Kreise, dass sich der Bund an den
Prämien beteiligen müsse. Aufgrund der extremen Unwetter rechneten auch die
Gebäudeversicherer mit einem Rekordjahr. Im Gegensatz zu den bäuerlichen Betrieben
seien die Schweizer Eigenheimbesitzerinnen und -besitzer jedoch sehr gut gegen die
Folgen von Naturereignissen versichert, berichtete die NZZ. Einzig bei der Versicherung
gegen Schäden durch Erdbeben gebe es noch eine grosse Lücke. 
Die extremen Wetterereignisse gaben auch Anlass zu Diskussionen rund um den
Klimawandel. Währenddem der Wissenschaftler Stefan Rahmstorf vom Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung argumentierte, dass derartige Extremereignisse durch
die globale Erwärmung häufiger würden, war die Weltwoche der Ansicht, dass die
entsprechenden Ereignisse von den Klimaforschenden missbraucht würden, um ihre
«Theorien zu zementieren». 
Schliesslich gaben auch die Hochwasserschutzmassnahmen zu reden. Die Medien
attestierten den meisten Behörden, seit den letzten grossen Unwettern im Jahr 2005
gute Arbeit geleistet zu haben. So hätten beispielsweise die Kantone Uri und Wallis viel
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in den Hochwasserschutz investiert; betreffend den Kanton Wallis wurde insbesondere
auf die Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion verwiesen. Auch der Hydrologe David Volken
vom BAFU lobte die Behörden für ihre Vorsorgemassnahmen, vor allem für den
Objektschutz und die Entlastungsstollen, welche die grossen Wassermengen besser
hätten abfliessen lassen. 17

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar – damals noch als Epidemie
eingestuft – erreichte und seither in Atem hält. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemäss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenüber
den Kantonen sowie die Verantwortung für die Krisenbewältigung übernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung über «Massnahmen zur Bekämpfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit über 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. März in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoländern einschränkte und das Zusammenkommen von über 100
Personen untersagte. 
Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkündete der Bundesrat am 16. März die ausserordentliche Lage gemäss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin genügend freie
Betten in Krankenhäusern garantieren zu können. Abgesehen von
Lebensmittelgeschäften und Gesundheitseinrichtungen mussten sämtliche Läden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Öffentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Präsenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevölkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn möglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren – was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte –, waren die Devise. Die Grenzen zu sämtlichen noch offenen
grossen Nachbarländern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurück ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Rückholaktionen von im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern, an der sich
auch die Rega beteiligte. 
Am 20. März reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrösse von
öffentlichen Versammlungen weiter auf fünf Personen. Da die Spitäler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchführung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungen], was dazu führte, dass die Spitäler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu können. 
Am 8. April verlängerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kündigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation während den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurückgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.
Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermöglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudämpfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
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auch andere Geschäfte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Räte in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern unter anderem noch Differenzen bezüglich des
eigenständigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezüglich der Ausbildungsbeiträge durch die Kantone. 
Weiter ermöglichten die beiden Räte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermöglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschäft
und hiess die entsprechende Änderung am BetmG gut. 
Im Spätsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es müsse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der öffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot für Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstütze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte. 

Während in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten Olympischen Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorläufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. März (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgeführt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dämpfen, sagte der Bundesrat am 20. März der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Hälfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Hälfte als A-fonds-perdu-Beiträge an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Ständerat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket für den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. für den Spitzensport und CHF 200 Mio. für den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren können sollen.

Nicht nur für die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch für die Schweizer
Bevölkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei würden aber nicht
alle Bevölkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit für
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstützungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Höhe von CHF 1'000 beinhalteten, für armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemäss Medien verstärkten Ungleichheiten in
der Bevölkerung wurden insbesondere anhand der teilweise über einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zürich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen können, sowie Ausländerinnen und Ausländer mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezögen. 
Bereits im Vorjahr – also noch vor der Pandemie – hatte der Ständerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines fünfjährigen Monitoring-
Zyklus zur Prävention und Bekämpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umstände, wie einige Medien mutmassten.
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Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veröffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren –
sprich im Frühjahr und im Herbst –, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte über alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Während sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist für den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpräsenz hingegen sehr gering aus. 18

Gesundheitspolitik

Ein gut funktionierendes Rettungswesen könnte in der Schweiz jedes Jahr rund 1500
Todesfälle vermeiden helfen. Dies schrieb die Vereinigung Schweizer Notärzte (VSN) in
einer Pressemitteilung, in der sie die ihrer Ansicht nach gravierenden Mängel im
Schweizer Rettungswesen anprangerte. Sie verlangte, die Rettungsdienste seien auf
kantonaler und regionaler Ebene zu organisieren und zu koordinieren und müssten
allgemein professioneller arbeiten. Gleichentags wie die Notärzte startete auch der
Landesring eine breite Aktion zur Verbesserung des Rettungswesens. Im Parlament
forderte Nationalrat Günter (ldu, BE; Po. 91.3273) den Bundesrat in einem Postulat auf,
sich bei den Sanitätsdirektoren der Kantone für eine Koordination und Verbesserung
der Bodenrettung einzusetzen. Das Postulat wurde nach dem Ausscheiden Günters aus
dem Rat abgeschrieben. 19

POSTULAT
DATUM: 16.09.1991
MARIANNE BENTELI

Anfang 2020 hatte die Swisscom mit Netzausfällen zu kämpfen. Diese Pannen
beeinträchtigten auch die Notrufe der Blaulichtorganisationen Feuerwehr, Polizei und
Sanität. Um erreichbar zu bleiben, mussten sie «Not-Notfallnummern» einrichten. So
konnten zum Beispiel im Februar 2020 Polizei und Sanität in Zürich über eine Stunde
lang nur per Mobilfunk kontaktiert werden. 
Dies führte zu Kritik von verschiedenen Seiten an der Swisscom, die als Konzessionärin
per Gesetz dafür zuständig ist, den Zugang zu den Notrufnummern zu gewährleisten.
Theo Flacher von Schutz & Rettung Zürich verlangte die «schonungslose Aufarbeitung
der Störungen». Gemäss Blick gab es zudem auch in der Politik Bedenken, ob die
Swisscom imstande sei, ihren Grundversorgungsauftrag zu erfüllen. So äusserte sich
etwa Edith Graf-Litscher (sp, TG) zu den Vorkommnissen. Es sei nicht hinnehmbar, dass
Personen, die sich in einer Notsituation befänden, während mehr als einer Stunde
keinen medizinischen Dienst erreichen könnten. Auch die beiden Präsidenten der KVF-
NR und KVF-SR, Michael Töngi (gp, LU) und Stefan Engler (cvp, GR) erhoben Kritik und
forderten zur Beurteilung der Pannen transparente Daten (Töngi) und dass die
Bevölkerung erfahren solle, was hinter den Störungen stecke (Engler).
Urs Schaeppi, CEO der Swisscom, erklärte im Februar 2020, es sei eine
Ausfallabsicherung bei Notfallnummern vorhanden. Zusätzlich gebe es eine zweite
Rückfallebene. Diese habe in einigen Kantonen bei der letzten Panne einen Ausfall
verhindern können. Dennoch seien noch mehr Sicherheiten erforderlich, weshalb man
zusammen mit den Notfalldiensten nach Möglichkeiten suche, um zusätzliche
«Rettungsschirme ein[zu]bauen». Der Kanton Schwyz plante als Reaktion auf die
Störungen den Aufbau von Notfall-Treffpunkten, ausgestattet mit einem sogenannten
Polycom-Funksystem. Dabei handelt es sich um ein notstrombasiertes Funksystem,
dank dem auch bei Störungen, die das Internet betreffen, Notrufe getätigt werden
können. In Folge der Ausfälle musste sich Schaeppi zudem im April vor der GPK-NR
erklären. Ferner wollte auch das BAKOM die Ursachen vertieft abklären. Die
nationalrätliche Geschäftsprüfungskommission stellte der Swisscom für die
Aufarbeitung der Pannen allerdings schliesslich ein gutes Zeugnis aus. 
Trotz den aufgegleisten Arbeiten seitens der Swisscom kam es im Mai 2020 erneut zu
Störungen im Swisscom-Netz. Diese führten dazu, dass die Rega weder über das
Mobiltelefon noch über das Festnetz erreicht werden konnte. Feuerwehr, Sanität und
Polizei waren von der Panne hingegen nicht betroffen. Dadurch wurde ein neues
Problem ans Tageslicht gebracht: Der Rega kommt im Kommunikationsnetz mit ihrer
vierstelligen Rufnummer nicht der gleiche Status zu wie den anderen
Blaulichtorganisationen, deren Erreichbarkeit seit neuestem mittels dynamischer
Leitweglenkung geregelt wird, die defekte Anschlüsse identifizieren und die Anrufe an
erreichbare Stellen übermitteln kann. Ernst Kohler, Chef der Schweizer
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Rettungsflugwacht, erklärte, man habe sich in der Vergangenheit bereits an das BAKOM
gewandt, um eine Status-Gleichstellung bezüglich Kommunikationstechnik zu
erreichen, sei allerdings nicht auf offene Ohren gestossen. Anlässlich der Swisscom-
Pannen 2020 habe man nun erneut ein solches Gesuch eingereicht. 20

Anfang April 2020 gab die Rega bekannt, dass sie im vergangenen Monat um die 50
Patientinnen und Patienten aus vier verschiedenen Kontinenten zurück in die Schweiz
geflogen habe. Dabei habe es sich bei über einem Dutzend von ihnen um Covid-19-
Patientinnen und -Patienten oder um Personen mit Verdacht auf das Coronavirus
gehandelt. Bis Ende April waren es gemäss Angaben der Rega über zwanzig mit Covid-19
infizierte Personen, die mit einem der drei Rega-Jets repatriiert wurden. Die aufgrund
der Covid-19-Pandemie herrschenden Reisebeschränkungen hätten die
Repatriierungsflüge beeinflusst, unter anderem sei ihre Organisation aufgrund
ständiger Änderungen der Ein- und Ausreisebestimmungen der verschiedenen Länder
mit mehr Aufwand verbunden gewesen als unter normalen Umständen. Die Rega sei
zum Teil vom EDA unterstützt worden, das zum Beispiel bei der Beschaffung
notwendiger Bewilligungen geholfen habe. Doch nicht nur der organisatorische und
administrative Aufwand, sondern auch der Transport der Corona-Patientinnen und
-Patienten habe die Rega vor Herausforderungen gestellt, betonte diese. In der
überwiegenden Zahl der Fälle sei bei der Repatriierung solcher Personen die
sogenannte Patienten-Isolationseinheit (PIU) verwendet worden. Diese sei vergleichbar
mit einem Schutzzelt, in dem die Patientin oder der Patient vor dem Besteigen des
Ambulanzjets isoliert werde. Dadurch könne die Ansteckung der Crew verhindert
werden und der Jet müsse nicht nach jedem Flug desinfiziert werden, sondern sei
gleich wieder einsatzbereit. 

Auch die Helikopter-Crews der Rega waren während der ersten Welle der Corona-
Epidemie im Einsatz. Zwischen dem 11. März und dem 24. April transportierten sie
gemäss eigenen Angaben 88 Personen, die am Coronavirus erkrankt waren. Dabei habe
es sich in erster Linie um Sekundärtransporte gehandelt, also Flüge, bei denen
Patientinnen und Patienten von einem Spital in ein anderes verlegt werden. Gut zwei
Drittel von ihnen seien intensivmedizinische Spezialtransporte gewesen, bei welchen
eine künstliche Beatmung notwendig gewesen sei. Damit die Rega bei
Kapazitätsengpässen im Tessin Patientinnen und Patienten auf bei schlechten
Sichtverhältnissen in die Deutschschweiz habe verlegen können, habe sie vom BAZL für
die Zeit der ausserordentlichen Lage Ausnahmebewilligungen für
Instrumentenflugverfahren erhalten. 

Sowohl die drei Ambulanzflugzeuge wie auch die Helikopter der Rega seien auch
anderen Staaten und Organisationen zur Verfügung gestanden, wenn es die Kapazität
der Rega erlaubt habe, zum Beispiel zur Verlegung von italienischen und französischen
Corona-Patientinnen und -Patienten in deutsche Spitäler. Während die Rega-
Helikopter seit Mitte März eine geringere Anzahl Einsätze als im gleichen Zeitraum des
Vorjahres verzeichnet hätten, was vor allem auf die zurückhaltendere Freizeitgestaltung
der Bevölkerung zurückzuführen sei, hätten die Ambulanzjets seit dem 11. März mehr
Flugstunden gesammelt als im Frühjahr 2019. Dies erklärte die Rega mit den weiter
entfernten Destinationen, die sie angeflogen habe, und dem Rückgang der
Repatriierungen durch Linienflugzeuge. 21
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2022 feierte die Schweizerische Rettungsflugwacht (Rega) ihr 70-jähriges Bestehen.
Seit ihrer Gründung im Jahr 1952 hat sich die Rega stets weiterentwickelt. Mittlerweile
verfügt sie über 19 Rettungshelikopter und drei Ambulanzjets, mit welchen sie von 13
Basen aus alle Orte der Schweiz innerhalb von 15 Minuten erreichen kann. Ihr Einsatz ist
denn auch gefragter denn je. 2021 wurde sie pro Tag rund fünfzig Mal gerufen. An der
Jahresmedienkonferenz Mitte April erklärte der CEO Ernst Koller, dass man den
«Pionierdienst von damals weitertragen» wolle. So soll etwa in Zukunft eine autonome
Suchdrohne bei schlechten Wetterverhältnissen oder anspruchsvollem Gelände dabei
helfen, vermisste Personen zu finden. Dank den 3.67 Mio. Gönnerinnen und Gönnern,
die 2021 mittels Beiträgen und Spenden CHF 133 Mio. an die Rega entrichtet hätten,
plus den CHF 76 Mio. von Seiten der Kranken-, Unfall- und Reiseversicherungen belaufe
sich das Betriebsergebnis für das Jahr 2021 auf CHF 17.6 Mio. Somit ist die Rega gemäss
NZZ nicht auf eine staatliche Subventionierung angewiesen. Anfang Mai 2022 wurde ein
Geburtstags-Apéro organisiert. Unter den Gästen waren Personen aus Wirtschaft und
Politik – unter anderem auch Bundespräsident Ignazio Cassis, der als ehemaliger Arzt
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einen direkten Bezug zur Rega hat und die Bedeutung der Rettungsflugwacht
hervorhob. Der Medienmitteilung der Rega zufolge sind für die Schweizer Bevölkerung
für das Jubiläumsjahr 2022 weitere Aktivitäten vorgesehen – etwa Tage der offenen
Türen in Bern, Locarno und Sion –, um einen Einblick in die Arbeit der Rega zu
ermöglichen. 22
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